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1. Einleitung 

Die öffentliche Diskussion über das 
Verhältnis jugendlicher zur Politik 
kreist seit geraumer Zeit um die Schlag-
worte "Parteien- und Politikverdros-
senheit". Nach einer Aufbruchphase in 

den siebziger Jahren, in der die politi-
sche Beteiligungsbereitschaft junger 
Menschen sprunghaft zunahm', 
scheint sich dieser Trend inzwischen 
in sein Gegenteil verkehrt zu haben. 
Selbst die Neuen Sozialen Bewegun-
gen, die zunächst als Alternative zu 
den politischen Parteien wahrgenom-
men wurden und großen Zulauf hat-
ten, leiden heute unter Nachwuchs-
mangel. 

Bei der Beurteilung dieser Entwicklung 
wird häufig auf das Verhalten der Par-
teien und auf zahlreiche politische 
Skandale verwiesen, die zu einer Aus-
höhlung des Vertrauens in die Politik 
beizutragen geeignet waren, z.B. 

• die großzügigen Regelungen der 
Parteienfinanzierung, 

• hohe Politikereinkommen oder 
• Verfilzungen zwischen Politik und 

Großunternehmen. 

Ohne solche Erscheinungen herunter-
spielen zu wollen, berücksichtigt diese 
Interpretation jedoch zu wenig die 
Wandlungen in den hochindustriali-
sierten Demokratien und die Tatsache, 
daß sich dadurch die Voraussetzungen 
geändert haben, unter denen Politik 
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sich heute vollzieht. Da die Auswir-
kungen politischer Skandale auf die 
politischen Einstellungen der Bürger 
wissenschaftlich ohnehin sehr schwer 
zu untersuchen sind, möchte ich mich 
hier stärker auf die verschiedenen Er-
scheinungsformen der Politikverdros-
senheit und ihre gesellschaftlichen Ur-
sachen konzentrieren. Vor allem die 
letzteren werden meines Erachtens in 
der aktuellen Diskussion vielfach ver-
nachlässigt. 

Für die Frage, wie man der Politikver-
drossenheit begegnen kann, sind sie je-
doch zentral. Denn wenn die vielfälti-
gen Skandale einen ohnehin vorhan-
denen Trend lediglich verstärkt, je-
doch nicht verursacht haben, hilft es 
letztlich auch nur wenig, 

• stärkere öffentliche Kontrollen der 
Parteienfinanzierung einzuführen, 

• eine bessere Moral der Politiker ein-
zufordern oder 

• die Chancen für Kandidaturen von 
politischen Außenseitern zu erhö-
hen. 

In diesem Fall muß man nämlich über-
legen, wie die Bürger auch unter verän-
derten gesellschaftlichen Bedingungen 
für Politik zu interessieren und zu mo-
bilisieren sind. 

2. Jugend als Avantgarde ab-
nehmender Parteibindungen 
und zunehmender Politikver-
drossenheit 

In der Zeit seit dem Zweiten Weltkrieg 
vollzog sich in allen hochindustriali-
sierten Demokratien ein fundamenta-
ler sozialer Wandel, dessen Haupt-
merkmale 

• eine historisch beispiellose Zunah-
me des Wohlstandes breiter Bevöl-
kerungskreise sowie 

• eine Individualisierung der Lebens-
bedingungen 

sind. Dieser soziale Wandel wiederum 
hatte beträchtliche Auswirkungen auf 
das Verhältnis der Bürger zur Politik. 

Die Auflösung traditioneller soziopoli-
tischer Milieus2 führte dazu, daß die Ju-
gendlichen heute weit weniger als frü-
her in sozialstrukturell vorgegebene 
politische Loyalitäten hineinwachsen. 
Während politische Loyalitäten und 
Wahlverhalten früher hauptsächlich 
durch die Konfessions- und die Klas-
senzugehörigkeit bestimmt waren, ha-
ben diese inzwischen stark an verhal-
tensprägender Kraft verloren. Dadurch 
ist der Erwerb politischer Orientierun-
gen heute sehr viel stärker durch 

• individuelle Erfahrungen und 
• das persönliche soziale Umfeld be-

stimmt, zu dem neben Familie und 
Schule nicht zuletzt auch Gleichal-
trigengruppen gehören. 

Meinungsumfragen ergeben regelmä-
ßig, daß es heute unter den Jugendli-
chen einen deutlich geringeren Anteil 
von Personen mit fester Parteibindung 
gibt als in der Gesamtbevölkerung. 
Dies hat zwei Ursachen: 

• Zum einen nimmt die Parteibin-
dung im Lebensverlauf zu. 

• Zum anderen stellt die Jugend je-
doch die Avantgarde eines Trends 
zu einer säkularen Abnahme von 
Parteibindungen dar, der sich in der 
Gesamtbevölkerung erst mit größe-
rer zeitlicher Verzögerung bemerk-
bar macht. 
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Für die USA, wo Studien über Partei-
bindungen bereits seit Anfang der 
fünfziger Jahre regelmäßig durchge-
führt wurden, konnte Beck mit Hilfe 
einer Kohortenanalyse zeigen, daß der 
Anteil der Befragten eines Geburtsjahr-
gangs, die eine feste Parteibindung auf-
weisen, mit dem Lebensalter zunimmt. 

Gleichzeitig liegt aber heute in den 
jüngeren Altersgruppen der Anteil der 
Befragten mit einer festen Parteibin-
dung von vornherein sehr viel niedri-
ger, als dies in den fünfziger und frü-
hen sechziger Jahren der Fall war. Hier-
aus ergibt sich, daß eine langfristig 
kontinuierliche Abnahme der Partei-
bindungen in der Gesamtbevölkerung 
zu erwarten ist. 3 

Die USA liegen in dieser Hinsicht ledig-
lich an der Spitze einer Entwicklung, 
die sich in Europa bislang noch nicht 
so deutlich manifestiert, die sich je-
doch in Ansätzen auch bereits in 
Deutschland nachweisen läßt.• 

Hieraus ergibt sich, daß wir uns für die 
Zukunft auf größere Ausschläge im po-
litischen Verhalten der Bürger einstel-
len müssen. zugleich wird es für die 
politischen Parteien schwieriger wer-
den, junge Wähler zu mobilisieren und 
dauerhaft an sich zu binden. Dies gilt 
in den neuen Bundesländern in fast 
noch stärkerem Maße, da zum einen 
das DDR-Regime bemüht war, die tra-
ditionellen soziokulturellen Milieus 
systematisch aufzubrechen. Zum an-
deren hinterließ dort auch der Zusam-
menbruch der sozialistischen Ord-
nung ein Vakuum, das die Herausbil-
dung politischer Orientierungen ähn-
lich wie im Westen zur individuellen 
Angelegenheit der jugendlichen ge-
macht hat. 

Eine fast zwangsläufige Folge der Lok-
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kerung traditioneller Parteibindungen 
ist die zunehmend kritische Haltung 
junger Menschen gegenüber der eta-
blierten Politik, deren verschiedene Er-
scheinungsformen mit dem Begriff der 
"Politikverdrossenheit" umschrieben 
werden. 

Im folgenden möchte ich auf verschie-
dene Aspekte der Politikverdrossenheit 
eingehen und ihr tatsächliches Aus-
maß sowie ihre Zusammenhänge mit 
anderen Variablen diskutieren. Die 
vorgestellten Ergebnisse entstammen 
dem Jugendsurvey des Deutschen Ju-
gendinstituts (DJI-Jugendsurvey), ei-
ner repräsentativen Jugendbefragung, 
die im Herbst 1992 durchgeführt wur-
de. Dieses Projekt wird vom Bundesmi-
nisterium für Frauen und Jugend fi-
nanziert. Insgesamt wurden in den al-
ten Bundesländern 4.526, in den neu-
en 2.564 jugendliche und junge Er-
wachsene im Alter von 16 bis 29 Jah-
ren befragt. 

3. Politisches Interesse und 
Wahlbeteiligung 

3.1 Erst-, Jung- und Gesamtwähler-
schaft im Vergleich 

Umfrageergebnisse nach dem politi-
schen Interesse, aber auch die Ergeb-
nisse für die Wahlbeteiligung verschie-
dener Altersgruppen zeigen regelmä-
ßig, daß das Niveau des politischen In-
teresses und der Wahlbeteiligung jun-
ger Menschen unter dem der Erwach-
senenbevölkerung liegt. 

Bei der Wahlbeteiligung betrug bei-
spielsweise die Differenz zwischen den 
Erstwählern und der Gesamtwähler-
schaft im alten Bundesgebiet bei der 
Bundestagswahl 1990 ganze 9,9%, 
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nämlich 67,0% im Vergleich zu 76,9%. 
Dabei liegt die Wahlbeteiligung der 
Erstwähler sogar stets noch über derje-
nigen der nächstälteren Gruppe, also 
der 21- bis 25jährigen. Deren Wahlbe-
teiligung lag in den alten Bundeslän-
dern 1990 ganze 13,5% unter dem 
Durchschnitt. In den neuen Bundes-
ländern war die Differenz zwischen 
Jungwählern und Gesamtwählerschaft 
noch ausgeprägter als in den alten. Die 
Zahlen in Tabelle 1 zeigen, daß sie 1990 
für die jüngste Wählergruppe 17,4% 
betrug (56,6% zu 74,0%). Bei den 21-
bis 25jährigen lag die Wahlbeteiligung 
sogar nur bei knapp über der Hälfte der 
Wahlberechtigten (54,5%) und damit 
fast 20% unter dem Durchschnitt. 

Tabelle 1: 

Die mit dem Alter zunehmende politi-
sche Einbindung der Bürger läßt sich 
auch sehr schön anhand der Wahlbe-
teiligungsrate für 1990 zeigen: Diese 
stieg mit zunehmendem Alter an und 
erreichte ihren Höchstwert mit 86,6% 
in der Gruppe der 60- bis 70jährigen, 
wobei sie sich mit zunehmendem Alter 
auch zwischen Ost- und Westdeut-
schen anglich. 5 

Gleichzeitig läßt sich jedoch auch eine 
im Vergleich zu den älteren Wählern 
über die Zeit abnehmende Wahlbetei-
ligung der Jungwähler (21 - 25 Jahre) 
feststellen. Während diese zuvor nie 
mehr als 10% unter der Gesamtwahl-
beteiligung gelegen hatte, betrug die 

Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 1990 nach Alter, Geschlecht 
und Religion (in O/o) 

alte Buürlibldu 11M11 Ba"4ulll,.,_. 
p6a Bria-Wat ,,.. IJulUl.(ht 

buguamt MllnMr Ftr.111m insguamt MlltrMr FmuDI 

inlgaaml 76,9 77,8 76,l 74,0 73,9 74,1 

JBbb 21 Jahre 67,0 68,7 65,3 56,6 511,0 55.2 

21bis25 Jahn 63,6 65,2 61,9 54,5 54,8 54,2 

25 bis 30 Jahn 67,8 68,0 61.S 61,0 60,l 62,0 

Quelle: repräsentative Wahlstatistik 

Die geringere politische Einbindung 
jüngerer Menschen ist nicht auf 
Deutschland beschränkt, sondern läßt 
sich überall beobachten. Sie ist darauf 
zurückzuführen, daß Verständnis für 
Politik das Ergebnis eines längeren So-
zialisationsprozesses ist. Entsprechend 
ist die Herausbildung stabiler politi-
scher Orientierungen erst mit dem Ein-
tritt in das Berufsleben und der Über-
nahme der vollen Erwachsenenrolle 
abgeschlossen. 

Differenz im Wahlgebiet West 1990 
13,5%.6 

3.2 Wahlbeteiligung und -enthal-
tung 

Nun schwankt die Wahlbeteiligung je-
doch sehr stark in Abhängigkeit von 
der aktuellen politischen Situation, z.B. 

• der erwarteten Knappheit des Wahl-
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Tabelle 2: 
Wahlbeteiligung der 21-bis 25jährigen bei Bundestagswahlen in der 
alten Bundesrepublik bzw. den alten Bundesländern (in %) 

,_ l!llJ'T lllfU „„ 1'1tS Im 118 l!llJS 11/fl 11151 11153 ...,_ 76,8 83,1 88,4 87,6 90.4 90,8 16.l 15,9 17,4 87.1 86,3 

ZlbllZSJaltN 63,3 73,1 11.S 71,9 ll.9 14.S 76,6 76,8 79.S 80.6 77,6 

D/8- 13,S 10,0 7,9 8,7 1.S 6,3 9,5 9,1 1!) 1:Z 8,7 

Quelle: repräsentative Wahlstatistik, für 1990 nur alte Bundesländer ohne Berlin (West) 

ausgangs, • ein Fünftel ist bereit, auch einmal 
• attraktiver Kandidaten und eine extreme Partei zu wählen, also 
• mobilisierender Themen. Protestwahlverhalten zu praktizie-

ren. 
Zudem finden Wahlen nur selten statt, 
so daß sich ein stabiler Trend erst über 
einen längeren Zeitraum konstatieren 
läßt. 

Um darüber hinaus einen Anhalts-
punkt dafür zu bekommen, ob Wahlen 
unabhängig von den aktuellen Um-
ständen bei den jungen Menschen als 
Möglichkeit zur Artikulation des eige-
nen politischen Willens an Bedeutung 
verloren haben, wurden die Befragten 
im DJI-Jugendsurvey gefragt, ob sie 
eine Teilnahme an Wahlen prinzipiell 
als eine Möglichkeit betrachten, ihren 
politischen Willen zu artikulieren. 

• Über 90% der Befragten weisen eine 
solche grundsätzliche Wahlbereit-
schaft auf. 

• Allerdings zieht gleichzeitig auch 
ein knappes Drittel eine bewußte 
Wahlabstinenz in Betracht, und 

Tabelle 3: 

Diese Verhaltensweisen wurden dabei 
von den Befragten offensichtlich nicht 
als miteinander unvereinbar wahrge-
nommen. Alle drei Möglichkeiten 
konnten im Fragebogen unabhängig 
voneinander als Option gewählt wer-
den. Und tatsächlich gaben viele ju-
gendliche an, zwei (West: 25,7%; Ost: 
27,7%) oder sogar alle drei dieser Op-
tionen (West: 11,3%; Ost: 10,0%) kä-
men für sie in Frage. 

Die beiden Formen des politischen 
Protestes durch bewußte Wahlenthal-
tung bzw. durch die Wahl einer Pro-
testpartei werden dabei von den for-
mal weniger Gebildeten wesentlich 
häufiger in Betracht gezogen als von 
Befragten mit Abitur, die offensicht-
lich andere Möglichkeiten zur Artiku-
lation politischen Protestes für sich 
wahrnehmen. 

Wahlbereitschaft nach Bildung und Region•> (in%) 

Wnt Od .... ,,_,,_ Mitllere (Fad!-> .... llalqll- MiltlDw (Podt-> 
6-' lldudc Rej'e Abilur ,_ tldaü RO/• Abi/Mr 

liehan Walllmb1Jui1'8• 93!) !12,6 93,6 9.5,2 90,8 78,9 !12.2 91.2 
a/llictulidl nidd Dir Wahl plrMo 29,2 3.5,8 28,8 25,1 30,0 40,1 29,0 28,7 

dll#J _,_ Parl#Jl .....,_ 20,3 26,5 19,6 16,7 22,5 39,6 22.4 17,6 

Quelle: DJI-Jugendsurvey 1992 

1) Der vollständige Fragetext lautete: „Angenommen Sie möchten Politisch in einer Sache, 
die Ihnen wichtig ist, Einfluß nehmen bzw. Ihren Standpunkt zur Geltung bringen. 
Welcher der Möglichkeiten kommen für Sie in Frage und welche nicht?" 
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4. Organisations- und Partei-
mitgliedschaften 

4.1 Parteimitgliedschaften 

Die Mitgliederzahlen Jugendlicher in 
den politischen Parteien liegen mit ca. 
zwei bis drei Prozent etwas unter dem 
Niveau der Erwachsenenbevölkerung. 
Bei so niedrigen Anteilswerten sind 
Stichprobenergebnisse notorisch un-
zuverlässig. Daher sind Trends auf der 
Basis von Umfrageergebnissen nur 
schwer auszumachen. 
Bessere Aufschlüsse könnten die tat-
sächlichen Mitgliederzahlen in den 
politischen Parteien geben, über deren 
Entwicklung aber keine detaillierten 
Analysen vorliegen. Wiesendahl kon-
statierte aufgrund des seit Mitte der 
siebziger Jahren abnehmenden Anteils 
jüngerer Parteimitglieder an der Ge-
samtmitgliedschaft der Parteien einen 
"Marsch aus den Institutionen"7

• 

Niedermayer konnte demgegenüber 
zumindest für die SPD nachweisen, 
daß der Rückgang in den Parteieintrit-
ten der jüngeren Alterskohorten ab 
Mitte der siebziger Jahre lediglich eine 
Rückkehr zu einer ausgewogeneren Al-
tersstruktur bedeutete. Denn nach 
dem Regierungswechsel von 1969 war 

Tabelle4: 

der Anteil jüngerer Parteimitglieder zu-
nächst überproportional gestiegen. Er 
stabilisierte sich dann jedoch auf ei-
nem im Vergleich zu vor 1969 höheren 
Niveau, so daß die These von einem 
Rückgang des Anteils junger Parteimit-
glieder nur bedingt richtig ist.8 

Die Ergebnisse des DJI-Jugendsurveys, 
die wegen der hohen Befragtenzahlen 
zuverlässiger sind als die anderer Um-
fragen, zeigen einen Anteil von 2,1% 
Parteimitgliedern in den neuen und 
von 2,6% in den alten Bundesländern 
(Tabelle 4). Demgegenüber erfreuen 
sich Gewerkschaften und Sportvereine 
weit höherer Mitgliederzahlen. 9 

4.2 Mitgliedschaft in Bürgerinitia-
tiven 

Erstaunlich ist an unseren Ergebnissen 
vor allem, daß der Anteil der in Bürger-
initiativen organisierten jungen Men-
schen noch unter dem Anteil der Par-
teimitglieder liegt. Dies dürfte in erster 
Linie darauf zurückzuführen sein, daß 
die Bürgerinitiativen aufgrund ihres 
eher informellen Charakters keinen so 
eindeutig definierten Mitgliedschafts-
status kennen wie andere Organisati-
onen. 

Mitgliedschaften nach Bildung und Region (in%) 

Wat Od 

,_ Htlllpl- Ml#le~ (Fadl-) ,,.,.. llaMpl- Millkre (Fadl-) ,._, """" ~ Abil!Ar ,-t lduü Riffe AbilMI' 

~ 15,2 24.4 18.6 5.9 22.4 14.4 211.0 13.2 

PoliJüclle Porta 2.1 1.1 1.S 3,3 2,6 2,0 2,3 3,6 

11'8-'vcrlland. ~ ·5.4 1,9 2,4 1(),6 2,8 2,$ 1.8 5,3 

Spo.-,.,;,, 37.3 30,2 37.S 42.S 22.0 18,8 19.4 28,5 

Bllrg.triniliative 1,7 0,4 1,1 3,0 1,1 1,1 0,6 2.2 

Quelle: DJI-Jugendsurvey 1992 
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Betrachtet man nämlich die gleichfalls 
erfragte prinzipielle Bereitschaft der 
Befragten, sich in politischen Parteien 
oder Bürgerinitiativen zu engagieren, 
so genießen letztere einen eindeutigen 
Vorsprung: in den alten Bundeslän-
dern mit 44,7% zu 23,5%, in den neu-
en mit 39,6% zu 21,1%. Die Differenz 
zwischen der prinzipiellen Bereit-
schaft, sich einer politischen Gruppe 
anzuschließen und den tatsächlichen 
Mitgliederzahlen belegt zudem erneut, 
daß - ähnlich wie bei der Wahlbeteili-
gung - ein beträchtlicher Anteil der 
jungen Menschen durchaus bereit ist, 
sich politisch zu engagieren. 

4.3 Parteimitgliedschaft und Akti-
vität in infonnellen Gruppen 

Während des letzten Jahrzehnts wurde 
vielfach vermutet, daß die heutigen Ju-
gendlichen die etablierten Organisa-
tionen meist links liegen lassen und 
sich lieber in den lose strukturierten 
Gruppen der Alternativbewegung en-
gagieren. Allerdings ist hierbei zu be-
denken, daß Mitgliedschaften in for-
malen Organisationen und eine Akti-
vität in informellen Gruppen sich 
nicht gegenseitig ausschließen. Von 
daher ist es falsch, eine Konkurrenzsi-
tuation zwischen den politischen Par-
teien und den sogenannten Neuen So-
zialen Bewegungen zu unterstellen. 
Statt dessen hat die Alternativbewe-
gung der siebziger und achtziger Jahre 
das politische Spektrum der Bundesre-
publik erweitert, so daß heute eher 
mehr als weniger junge Menschen po-
litisch aktiv sind als zuvor. 

Im DJI-Jugendsurvey wurde nicht nur 
nach der Mitgliedschaft in formalen 
Organisationen gefragt, sondern auch 
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nach Aktivitäten in informellen Grup-
pen. Die Ergebnisse erweisen, daß sol-
che in nicht unbeträchtlichem Maße 
stattfinden. Jeweils über ein Fünftel 
(West: 23,6%; Ost: 21,6%) der Befrag-
ten gab an, wenigstens gelegentlich an 
Veranstaltungen solcher Gruppen teil-
zunehmen. 

Dies ist natürlich ein relativ weicher 
Indikator für tatsächliche Aktivität, 
aber beim Vergleich mit den Mitglie-
derzahlen in formalen Organisationen 
darf man nicht vergessen, daß eine 
Mitgliedschaft keineswegs mit einer 
aktiven Teilnahme am Organisations-
leben gleichzusetzen ist. 

Angesichts der sehr viel größeren Be-
reitschaft zur gelegentlichen Teilnah-
me an offenen Veranstaltungsformen 
ist auf der Basis dieser Ergebnisse der 
Gedanke gar nicht so abwegig, daß 
durch eine Öffnung der politischen 
Parteien für Nicht-Mitglieder die Teil-
nehmerzahlen an Parteiveranstaltun-
gen gesteigert werden könnten. Aller-
dings darf man aus der Bereitschaft zur 
gelegentlichen Teilnahme nicht auf 
eine vergleichbare Bereitschaft zur 
kontinuierlichen Mitarbeit schließen, 
sonst sind Enttäuschungserlebnisse 
unvermeidlich. 

4.4 Der Einfluß des Bildungsgra-
des 

Die wohl wichtigste Determinante po-
litischen Interesses und politischer 
Partizipation ist der formale Bildungs-
grad. Befragte mit Abitur weisen 
durchweg höhere Anteile der Mitglied-
schaft in formalen und informellen 
Organisationen auf. Nur bei den Ge-
werkschaften liegt ihr Organisations-
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grad niedriger, was freilich in unserer 
Studie darauf zurückzuführen ist, daß 
ein geringerer Anteil der Abiturienten 
in der befragten Altersgruppe bereits 
erwerbstätig ist. 

Der Bildungseffekt zeigt sich besonders 
deutlich bei den Aktivitäten in den 
Neuen Sozialen Bewegungen, wo die 
Abiturientenanteile die Gesamtwerte 
um mehr als ein Drittel übersteigen. 

4.5 Die Teilnahme an direkten 
politischen Aktionsformen 

Wesentlich höher als die Bereitschaft, 
sich in Organisationen zu engagieren 
oder Veranstaltungen zu besuchen, ist 
die zur Teilnahme an direkten politi-
schen Aktionen. Die Teilnahmebereit-
schaft an Unterschriftensammlungen 

Schaubild 1: 

oder genehmigten Demonstrationen 
bleibt zwar etwas hinter der Wahlbe-
reitschaft zurück, liegt aber noch über 
der Bereitschaft zur Teilnahme an Ver-
anstaltungen der Neuen Sozialen Be-
wegungen. 

Dies zeigt, 

• daß direkte politische Aktionsfor-
men von den jungen Menschen 
heute als Teil ihres normalen politi-
schen Verhaltensrepertoires be-
trachtet werden. Wie die Zahlen in 
Schaubild 1 zeigen, gilt dies aller-
dings nur für legale Aktionsformen, 
während Aktionsformen des zivilen 
Ungehorsams von der Mehrheit der 
Befragten abgelehnt werden, 

• daß die Zustimmung zu Aktionen 
zivilen Ungehorsams mit zuneh-
mender Gewaltaffinität solcher Ak-

Bereitschaft zu verschiedenen Partizipationsformen (in%) 

==~~ 11etei1ip., u Ull!OrJdidf_i:lläft.„ __ .., 

0 . . . . lfJ -io 30 40 50 60 70 80 90 100 ... 

III Wat 

Quelle: DJI-Jugendsurvey 1992 [J Ost 
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tionen abnimmt. Politische Gewalt 
wird von der großen Mehrheit der 
Befragten abgelehnt.10 

In den neuen Bundesländern erfreuen 
sich die direkten politischen Aktions-
formen noch größerer Popularität als 
in den alten. Fast vier Fünftel der Be-
fragten ziehen hier die Teilnahme an 
einer genehmigten Demonstration als 
ein Mittel politischer Partizipation in 
Betracht und über die Hälfte hat be-
reits an einer Demonstration teilge-
nommen. 

Aus vielen Untersuchungen über poli-
tische Beteiligung wissen wir, daß 

• verfaßte politische Aktivitäten (Teil-
nahme an Wahlen, Mitgliedschaf-
ten in formalen Organisationen) 
und 

• nichtverfaßte Aktivitäten (Teilnah-
me an Unterschriftensammlungen, 
Demonstrationen und anderen di-
rekten Aktionen) 

sich von ihrem Teilnehmerkreis her 
teilweise überschneiden. Das heißt, 
daß beide Partizipationsformen sich 
nicht ausschließen, sondern zumin-
dest von einem Teil der Bürger als 
gleichermaßen sinnvolles Mittel zur 
Artikulation politischer Zielvorstellun-
gen betrachtet werden. Die Entschei-
dung für die eine oder andere Partizi-
pationsform dürfte daher mehr davon 
abhängen, welche im Einzelfall für ef-
fektiver gehalten wird. 

Diesen Schluß legen unsere Ergebnisse 
nahe. In den alten Bundesländern äu-
ßerten nämlich 81,4% derjenigen Be-
fragten, die für sich selbst die Möglich-
keit einer Parteimitgliedschaft in Be-
tracht zogen, auch die Bereitschaft zur 
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Mitarbeit in einer Bürgeriniative (Ost: 
62, 1 %). Über 90% der potentiellen Par-
teimitglieder erklärten gleichzeitig ihre 
Bereitschaft zur Teilnahme an einer ge-
nehmigten Demonstration (West 
90,4%; Ost 93,1%), und immerhin 
noch knapp die Hälfte (West: 48,9%, 
Ost: 61,5%) war sogar zur Teilnahme 
an einer nicht-genehmigten Demon-
stration bereit. 

4.6 Resümee 

Ein Vergleich mit anderen Umfrageer-
gebnissen belegt, daß seit den sechzi-
ger Jahren die Bereitschaft zur Teilnah-
me an punktuellen politischen Aktivi-
täten sehr stark zugenommen hat. In-
sofern ist das Schlagwort von der "par-
tizipatorischen Revolution" also nach 
wie vor gültig. 

Diese Zunahme war jedoch nicht von 
einer entsprechenden Zunahme in der 
Bereitschaft zur kontinuierlichen Mitar-
beit in politischen und anderen Organi-
sationen begleitet. Dies stellt sowohl die 
etablierten als auch die neuen Organisa-
tionen vor beträchtliche Organisations-
probleme. Während nämlich die konti-
nuierliche Organisationsarbeit genau 
wie früher von einem kleinen Stamm 
von Aktivisten bewältigt werden muß, 
fluktuieren die Teilnehmerzahlen an 
Einzelaktionen beträchtlich. 

S. Politisches Vertrauen 

5.1 Vertrauensschwund 

Zahlreiche Untersuchungen belegen 
eine Abnahme des Vertrauens vor al-
lem der jüngeren Bürger in Institutio-
nen und politische Parteien. Dies spie-
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gelt sich auch in unseren Ergebnissen 
wider. Dabei sind die Vertrauenswerte 
in den neuen Bundesländern noch ge-
ringer als in den alten (Schaubild 2). 
Insofern scheint es also durchaus be-
rechtigt, von einer beträchtlichen 
Parteien- und Institutionenverdros-
senheit in der Bundesrepublik zu re-
den. 

Ein anderer Ausdruck des niedrigen 
Vertrauens in die institutionelle Politik 
ist die verbreitete Wahrnehmung, daß 
die Wünsche der Bürger durch die Po-
litik nicht hinreichend berücksichtigt 
werden. Die große Mehrheit der Be-

Schaubild 2: 

fragten traut den Politikern nicht zu, 
daß sich diese wirklich für die Interes-
sen der Bürger einsetzen, bzw. sie 
glaubt, daß Politik eine Veranstaltung 
der Mächtigen ist, auf die die einfa-
chen Bürger keinen Einfluß nehmen 
können (Schaubild 3). 

Ähnliche Ergebnisse erbrachte übri-
gens auch die Shell-Jugendstudie von 
1991. In seiner Analyse der Ergebnisse 
jener Studie sprach Wolfgang Kühne! 
von einem "erstaunlich hohen Aus-
maß an Entfremdung gegenüber den 
politischen Institutionen und ihren 
Vertretem"11

• 

Vertrauen in Parteien, Bundestag und Bürgerinitiativen (in °/o) 

Parteien 

; su 
aenna p:w:::;;;;::::::i1::::1~1::i::::::~:::::::::::::%:::::::::::::::::::::q::/:::::~::::::::::::::::=/=:=::w:::=:=:=:::::::::::::::::::::::::=::::::::=:=tr=:r=:::::=:::::::::;:i 60,s 

mittel t:Ül:tif ::::::::!:!:t:fö\:i:::m::f::m w'f-5 

hoc::h fM:\:#::w==~:::::::::wM=n:w@i 1a,9 
23

'
4 

35,8 
l"''f:'i:fffi:ii:'N::iii::::;:;::::::;:::::;::=i::::~:::=::::::::=:=':''''''''':::::'::::::::=:,:,:;;::,,,,,,,,,:}::::f!'t~::::::;:::::J 46,4 

mittel 

mittel 

23,8 
r::::::::::::::::f:::::::::m::~:::::::::'~''f::::::::i:=~~:J 21,1 

24,l 
f:::::t#t'''{::;:::;:::;:::ft;f:::::;::::::Nid 22,0 

40,4 

III West 

[] Ost 

hoc:b 
ss,o 

1::::::tI:::::fo::::g:::;:::::::::::;::::::m::':::::::::::;::;::::::::t:':':J:f:A:?:t:'.::'t:%::::::i'::::::::;:::=::~@':ft::}/] Sl,7 

Quelle: DJJ.Jugendsurvey 1992 
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Schaubild 3: 
Bewertung der subjektiven politischen Kompetenz und des 
politischen Vertrauens 

-38,9 
~36.2 - n.t 

leb.......,. aidit, daß lieh die Politibr 
viel darum lr:llmmlrn. - Leute wie ich 

deakoD 

8 

~80,7 

Leufe wie ich babea IO oder IO lceiJleD 

EiDfl1l8 dormf, wu die Regierung 1111 ~78,I 

Das Vertrauen in die Berücksichtigung 
der Bürgerinteressen durch die Politik 
wird in den USA bereits seit den frühen 
fünfziger Jahren kontinuierlich erho-
ben. Auch dort kann man den Längs-
schnittdaten entnehmen, daß dieser 
Glaube seit dem Ende der sechziger 
Jahre sehr stark abgenommen hat. 

5.2 Politisches Vertrauen und sub-
jektive politische Kompetenz 

Gleichzeitig haben jedoch nicht nur 
das politische Interesse, sondern auch 
die subjektive politische Kompetenz 
der Bürger zugenommen, also die Ein-
schätzung, selbst etwas von Politik zu 
verstehen. Politisches Vertrauen und 
subjektive politische Kompetenz ha-
ben sich also gegenläufig entwickelt. 

,4 

84,l 

Tabelle 5 enthält die Zusammenhänge 
der subjektiven politischen Kompe-
tenz und des politischen Vertrauens 
mit dem politischen Interesse und der 
Bereitschaft zu verschiedenen politi-
schen Partizipationsformen. 12 

Die subjektive politische Kompetenz 
hängt dabei statistisch relativ eng 

• mit dem Interesse an Politik, 
• mit der Häufigkeit politischer Ge-

spräche wie auch 
• mit dem Bildungsniveau (West: 

r=.29; Ost: r=.21) 

zusammen, was nicht weiter über-
rascht. 

Bedeutungsvoller ist, daß der Zusam-
menhang mit der Bereitschaft zum 
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Tabelle 5: 
Zusammenhänge zwischen subjektiver politischer Kompetenz, poli-
tischem Vertrauen und politischen Partizipationsbereitschaften 1i 

111b,felliH polidticlN 
Ko,,,,.Unz 2J 

polidlciu 
Verlnrrlen 3} 

Weit °'' Wal 011 

polüischa /nlt!reae .52 .49 .18 .08 

H•Jitl:eil polilisclter 
Gaprt1c1te4J .36 .31 .11 .01 

&ffil.rdutt Vlm Einlrilt in .21 .22 .11 .08 eine politische Pa1tei 

&rdtu:lu:rft ar Teilnalrtnl an .24 .15 .08 .oo 
g~IHnuJrulntdon 

Bereitschaft ar Teilnahme an 
AktionenziviL Umgehonams5) .22 .19 -.01 -.04 

Quelle: DJl-Jugendsurvey J992 

1) Bei den in der Tabelle ausgewiesenen Weiten Handelt es sich um Korrelationskoeffizi-
enten. Der Korrelationskoeffizient Pearsons r ist ein Maß für den statistischen Zusam-
menhang zwischen zwei Variablen. Er hat einen Wertebereich von -1.00 bis +1.00. Ein 
Wert von .00 abweicht, um so enger ist der Zusammenhang, wobei positive Werteei-
nen gleichsinnigen, negative einen gegensinnigen Zusammenhang indizieren. 

2) Vgl. Schaubild 3. Zur Bildung des Summenindex „subjektive politische Kompetenz" 
wurden die Antworten für das zweite Item „umgedreht", so daß ein hoher Wert ein ho-
hes Maß an subjektiver Kompetenz indiziert. 

3) Vgl. Schaubild 3. Zur Bildung des Summenindex „politisches Vertrauen" wurden die 
Antworten der Befragten „umgedreht", so daß ein hoher Wert hohes, ein niedriger Wert 
geringes Vertrauen indiziert. 

4) Berücksichtigt wurden Gespräche mit Eltern, Schulkameraden/Kommilitonen/Kollegen 
sowie Freunden. 

5) Hierzu zählen die letzten sechs Partizipationsformen von Schaubild 1. 

Eintritt in eine politische Partei und 
mit der Bereitschaft zur Teilnahme an 
genehmigten Demonstrationen wie 
auch zu Aktionen des zivilen Ungehor-
sams beträchtlich und zudem fast 
gleich hoch ist. Subjektive politische 
Kompetenz führt also gleichermaßen 
zu einer stärkeren konventionellen 
Partizipationsbereitschaft und zu einer 
stärkeren Protestbereitschaft. 

Das politische Vertrauen, d.h. das Ver-

trauen in die Berücksichtigung von 
Bürgerinteressen durch die Politik, 
hängt dagegen primär mit dem Ver-
trauen in 

• die politischen Parteien (West: 
r=.32; Ost: r=.29), 

• den Bundestag (West: r=.34; Ost: 
r=.33) 

• die Bundesregierung (West: r=.32; 
Ost: r=.32), und 

• etwas schwächer auch mit der De-
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mokratiezufriedenheit (West: r=.24; 
Ost: r=.25) 

zusammen. 

5.3 Politisches Vertrauen und Bil-
dungsstand 

Zudem weisen die formal Hochgebil-
deten in den alten Bundesländern ein 
weit überdurchschnittliches politi-
sches Vertrauen auf. Bei ihnen lag der 
Anteil derjenigen mit hohem Vertrau-
en bei 41,8%, während er unter den 
Befragten mit Hauptschulabschluß le-
diglich 19,5% betrug. 

In den neuen Bundesländern ist der 
Zusammenhang zwischen Bildung 
und politischem Vertrauen hingegen 
weit weniger eng. Hier nahm der An-
teil derer mit großem politischen Ver-
trauen lediglich von 20,0% auf 29,8% 
zu. 

5.4 Politisches Vertrauen und 
politische Aktivität 

Im Gegensatz zur subjektiven politi-
schen Kompetenz hat ein geringes poli-
tisches Vertrauen jedoch keine moti-
vierende Kraft für politische Aktivitä-
ten, denn es weist nur minimale stati-
stische zusammenhänge mit politi-
schen Partizipationsbereitschaften und 
der Bereitschaft zu politischem Protest-
verhalten auf. Dies bedeutet, daß gerin-
ges politisches Vertrauen offensichtlich 
ein eher diffuses Gefühl der Distanz zur 
etablierten Politik indiziert, das aus ge-
ringer subjektiver politischer Kompe-
tenz und einem Gefühl der sozialen 
und politischen Desorientierung resul-
tiert. Ein politisches Mobilisierungspo-
tential wohnt ihm nicht inne, d.h. daß 
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es weitgehend folgenlos für das politi-
sche Verhalten bleibt. 

5.5 Politisches Vertrauen und De-
mokratiezufriedenheit 

Zwar hängt politisches Vertrauen mit 
der Demokratiezufriedenheit zusam-
men, beide Variablen weisen jedoch 
für sich genommen fast gegenläufige 
Verteilungen auf: Während nämlich 
das Vertrauen durchweg gering ist, ist 
das Niveau der Demokratiezufrieden-
heit beträchtlich. Bei den niedrigen 
Vertrauenswerten handelt es sich also 
offensichtlich um eine Kritikbereit-
schaft an der etablierten Politik, die 
zwar bei den politisch Unzufriedenen 
höher, jedoch nicht auf diese be-
schränkt ist. 

Generell gilt demnach, daß die kriti-
sche Haltung der jungen Bürger gegen-
über der etablierten Politik nicht aus 
einer prinzipiellen Ablehnung der de-
mokratischen Regierungsform resul-
tiert. Denn die Idee der Demokratie er-
freut sich einer fast universellen Zu-
stimmung und gleichzeitig ist auch ein 
beträchtlicher Anteil der jugendlichen 
mit dem aktuellen Zustand der Demo-
kratie in der Bundesrepublik zufrieden. 

Insofern darf man die Kritikbereit-
schaft der Jugendlieben, die sich an 
konkreten Organisationen festmacht 
beziehungsweise sich in einer Skepsis 
gegenüber den Politikern äußert, nicht 
mit einer grundsätzlich ablehnenden 
Haltung gegenüber der politischen 
Ordnung gleichsetzen. Eine solche 
Gleichsetzung wäre letztlich nur der 
Versuch, sich einem Reformdruck zu 
entziehen, der vor allem von den jun-
gen Bürgern ausgeht. Stattdessen soll-
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ten die positiven Aspekte der erhöhten 
Partizipationsbereitschaft nicht überse-
hen werden, auch wenn diese sich nicht 
in den traditionellen Bahnen vollzieht, 
sondern sich neue Organisationen und 
Aktionsformen geschaffen hat. 

6. Demokratiezufriedenheit 
und Protestverhalten 

Angesichts der aktuellen Probleme in 
den neuen Bundesländern scheint 
schließlich noch ein weiteres Ergebnis 
bedeutsam. Während mangelndes po-
litisches Vertrauen keinen Zusammen-
hang mit der Bereitschaft zu politi-
schem Protestverhalten aufweist, exi-
stiert durchaus ein Zusammenhang 
zwischen geringer Demokratiezufrie-
denheit und Protestverhalten (West: 
r==.25; Ost: r=.20). Und diese wiederum 
hängt relativ eng mit der Unzufrieden-
heit mit den Lebensbedingungen zu-
sammen (West: r=.38; Ost: r=.56). 

Da in den modernen Wohlfahrtsstaa-

Anmerkungen 

' Stichwort "partizipatorische Revolution" 
(vgl. Kaase 1989). 
2 Vgl. Alber 1991; Pappi 1973. 
' Vgl. Beck 1984. 
4 Vgl. Dalton/Rohrschneider 1990. 
' Vgl. Mayer 1991, 138*. 
'Vgl. auch Hofmann-Göttig 1984. 
' Wiesendahl 1991: 11f. 
' Vgl. Niedermayer 1989, 83ff. 
' Dabei hängt die Mitgliedschaft in Gewerk-
schaften eng mit dem Erwerbsstatus zusam-
~en. Unter den erwerbstätigen Befragten 
liegt der Anteil der Gewerkschaftsmitglieder 
in den alten Bundesländern bei 27,9%, in 
den neuen bei 39,8%. Bei den Befragten in 
Berufsausbildung betragen die entspre-

ten die Verantwortung für das wirt-
schaftliche Wohlergehen des Landes 
primär den Regierungen zugeschrie-
ben wird, liegt ein solcher Umschlag 
wirtschaftlicher Unzufriedenheit in 
politische Unzufriedenheit nahe. Inso-
fern weisen die wahrgenommenen Le-
bensbedingungen zumindest indirekt 
ein Mobilisierungspotential für politi-
schen Protest auf. 

Schon zum Zeitpunkt unserer Befra-
gung lag die Demokratiezufriedenheit 
der jungen Menschen in den neuen 
Bundesländern deutlich unter derjeni-
gen in der alten Bundesrepublik. Inso-
fern steht zu befürchten, daß die in vie-
len Untersuchungen zutagegetretene 
größere Unzufriedenheit der Jugendli-
eben in den neuen Bundesländern 
langfristig auch Rückwirkungen auf 
ihre Haltung zur Demokratie in der 
Bundesrepublik und schließlich auf ihr 
politisches Verhalten haben wird. Hier 
liegt also ein Problembereich, der 
mehr als alles andere den Rückgriff auf 
politischen Protest befördert. 

chenden Werte 12, 9% und 19, l %. · Der nie-
drigere Organisationsgrad bei.~en Spo~er­
einen in den neuen Bundeslandern durfte 
primär auf die dort noch nicht vollständig 
vollzogene Umstrukturief!-ing des Vereins-
sektors zurückzuführen sem. 
10 Vgl. hierzu auch Hoffmann-Lange u.a. 
1993c. 
u Kühnel 1992, 61. 
12 Zur Berechnung der Zusammenhänge 
wurden zwei einfache Summenindizes ge-
bildet, in die die Antworten der Befragten 
auf die in Schaubild 3 enthaltenen Items 
eingingen. Als Zusammenhangsmaß wurde 
der Korrelationskoeffizient Pearsons r ver-
wendet (vgl. Erläuterungen zu Tabelle 5). 
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